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Rekordernte sorgt für gute Laune
Macri zu Gast auf der Landwirtschaftsausstellung Rural
Mauricio Macri bei der diesjährigen Landwirtschaftsausstellung. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/jea) - Am Samstag der Vorwoche fand die offizielle Einweihung der landwirtschaftlichen Ausstellung des traditionellen Verbandes “Sociedad Rural Argentina” (SRA) auf dem Gelände von “La Rural” in Palermo statt. Früher war dies die einzige Ausstellung auf dem Gelände. Nach der Privatisierung durch Ex-Präsident Carlos Menem, bei der der Besitz einem Privatunternehmen übertragen wurde, dass je zur Hälfte der SRA und anderen Unternehmern gehört, finden dort unzählige Ausstellungen statt, wobei die Landwirtschaftsschau das Gelände höchstens einen Monat beansprucht und die Buchausstellung mehr Besucher als diese aufweist.
Dieses Mal war die Stimmung angesichts der Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 137 Mio. Tonnen und der guten Zusammenarbeit mit der Regierung optimistisch. Präsident Mauricio Macri hatte bereits vier Tage nach seiner Amtsübernahme im Dezember 2015 die Exportzölle für landwirtschaftliche Produkte abgeschafft, mit Ausnahme der Sojabohne, wo sie von 35 auf 30 Prozent gesenkt wurden, mit einer schrittweisen Abnahme ab 2018.
Die Landwirte haben darauf positiv reagiert, was Macri jetzt anerkannte und sie dabei aufforderte, mehr zu investieren und mehr Technologie aufzunehmen. Der Staatschef wiederholte seine These, dass Argentinien vom Getreideversorger der Welt, zum Versorger der Supermärkte werden müsse, was bedeutet, dass mehr Mehl, Teigwaren und allerlei andere Produkte exportiert werden sollen.
Macri versprach eine Steuerreform, um die Überlagerung von Steuern abzuschaffen, die zwischen den Steuern des Nationalstaats und der Provinzen sowie den Gebühren der Gemeinden besteht. Auch will er interne Zölle und Steuern, die als Gebühren verkleidet sind, abschaffen. Zudem soll die Steuerhinterziehung besser bekämpft werden. Dadurch soll eine insgesamt gerechtere Verteilung der Steuerlast und unter dem Strich deren Verringerung erreicht werden. Dies wiederum wirke als Anregung für neue Investitionen.
Der Präsident der SRA, Luis Miguel Etchevehere, äußerte sich insgesamt optimistisch. Gleichwohl wies er darauf hin, dass bestimmte Bereiche wie der Obstanbau und die Milchwirtschaft langsamer auf die neue Politik reagierten. Etchevehere war sehr kritisch gegenüber der ehemaligen Regierung von Cristina Kirchner. Dabei ging er so weit, von den Richtern zu fordern, sich zu beeilen, um die „Verbrechen der letzte zehn Jahre“ gegen die Staatsverwaltung zu bestrafen.
Argentinien
„Herald“ schließt nach 141 Jahren
Englischsprachige Zeitung litt an Leserschwund
Die Titelseite der letzten Ausgabe des „Buenos Aires Herald“ vom 27. Juli. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/jea) - Die englischsprachige argentinische Zeitung „Buenos Aires Herald“ (BAH) wird nach 141 Jahren eingestellt. Dies teilte das Blatt am Montag über Twitter mit. Die Zeitung war bereits vor knapp einem Jahr auf eine Wochenausgabe umgestellt worden. „Die Leser, vor allem die jüngeren, informieren sich gratis über Smartphones“, erklärte damals ein Leitartikel den Schwund der Leser.
Die liberal ausgerichtete BAH war während der Militärregierung (1976-1983) die einzige Zeitung in Argentinien, die über die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur berichtete. BAH hatte 1976 zunächst zwar den Staatsstreich der Militärs unterstützt. Im Jahr der Fußball-WM 1978 in Argentinien nahm die Zeitung aber angesichts der zahlreichen Verschleppungen und Ermordungen von Regimegegnern eine kritische Einstellung ein.
Als die Interamerikanische Menschenrechtskommission (IACHR) 1979 in Argentinien die ersten 5580 Anzeigen über vermisste Menschen angenommen hatte, akzeptierte der BAH, im Auftrag von Menschenrechtlern die komplette Namensliste der Verschwundenen als Beilage in der Zeitung zu veröffentlichen. Ein Kommando der Militärs beschlagnahmte die frisch gedruckten Bogen noch in der Druckerei.
Der damalige Direktor der Zeitung, der britische Journalist Robert Cox, musste kurz danach wegen Anschlägen und Todesdrohungen gegen seine Familie das Land verlassen. Der BAH berichtete jedoch weiter über die Menschenrechtsverletzungen der Militärs.
Die Zeitung war 1876 vom schottischen Einwanderer William Cathcart gegründet worden. In den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde die Zeitung vom US-Konzern „Evening Post Publishing“ übernommen, der sie 2007 an Sergio Spolski und Matías Garfunkel verkaufte. Diese standen politisch dem Kirchner-Lager nahe. Ein Jahr später ging der Herald auf Orlando Vignati über. 2014 kaufte die „Indalo“-Gruppe von Cristóbal López und Fabián de Souza 60 Prozent des Amfin-Verlages, der neben dem Herald auch die Zeitungen „Ámbito Financiero“ und „El Ciudadano“ (Rosario) herausgab sowie die Fernsehkanäle „C5N“, und „CN23“ und den Hörfunksender „Radio 10“ betrieb. Indalo hat wegen hoher Verluste bei seinen Medien finanzielle Schwierigkeiten, sodass der Konzern unter anderem der Sozialversicherung ANSES Beiträge schuldet.
Neben dem Herald gab es früher auch die ebenfalls englischsprachige Zeitung „The Standard“, die sogar älter war, aber in den 50er Jahren aufgeben musste. In deutscher Sprache gab es außer dem Argentinischen Tageblatt noch die Freie Presse (die 1975 aufgab), und vorher die „Deutsche La Plata Zeitung“, die 1945 von der Regierung geschlossen wurde, als Argentinien Deutschland den Krieg erklärte. Es gab auch zwei französische Zeitungen, nämlich „Le Quotidien“ und „France Journal“, eine italienische Publikation sowie Wochen- und Monatsblätter auf Hebräisch, Ungarisch und anderen Sprachen. Jetzt verbleibt nur noch das Argentinische Tageblatt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Fußgängerzone geplant
Die Avendia Corrientes im Herzen von Buenos Aires soll demnächst teilweise zur Fußgängerzone werden. Dies sehen Pläne der Stadtregierung von Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta vor. Realisiert werden soll das Vorhaben im Bereich zwischen den Straßen Callao und Libertad. Die Bürgersteige sollen verbreitert und eine Doppelspur der Einbahnstraße exklusiv für Busse und Taxis eingerichtet werden. Die verbleibenden beiden Fahrbahnen für den privaten Personenverkehr werden zwischen 19 und 2 Uhr für Fahrzeuge gesperrt und so zur Fußgängerzone umgewandelt. Die Pläne sollen im kommenden Jahr zwischen März und Dezember realisiert werden. Bereits zuvor ist geplant, die Bürgersteige im Abschnitt zwischen Libertad und Florida zu verbreitern. Die Stadtregierung erhofft sich durch die Neuerungen, die Ausgeh- und Theaterstraße Corrientes, die auch als „Broadway von Buenos Aires“ bekannt ist, weiter zu beleben. Die Geschäftsleute der Gegend befürworten die Pläne. Ablehnung kam von Garagenbesitzern. Bei Verkehrsplanern gibt es Zweifel, ob sich der Autoverkehr mitten in der Innenstadt so einfach umlenken lässt, ohne dass es an anderer Stelle zu Engpässen kommt.
Klagen abgewiesen
Seit dem Start der neuen Nationalregierung wurden 39 Klagen verschiedener Art gegen Präsident Mauricio Macri, seinen Kabinettschef Marcos Peña, seine Minister und andere hohe Beamten vor Gericht eingereicht. Von diesen haben die meisten offenbar keine echte Begründung und scheinen nur das Ziel zu verfolgen, die Regierung als korrupt erscheinen zu lassen. Dadurch soll von der Korruption der Vorgängerregierung abgelenkt werden. Nach dem Motto: Wenn alle korrupt sind, dann ist die Korruption politisch kein Thema. 17 Klagen wurden von den Richtern schon als unbegründet eingestuft, sodass kein Prozess eingeleitet wurde. Die meisten Klagen haben der Kirchner-treue Abgeordnete Rodolfo Tailhade und der Anwalt Eduardo Barcesat eingereicht, der für Cristina Kirchner, Santa-Cruz-Gouverneurin Alicia Kirchner sowie Madres-Vorsitzende Hebe de Bonafini tätig ist. Es dürfte somit kein Zweifel über die politische Absicht bestehen.
Amt für Fahrräder
In der argentinischen Regierungsbürokratie gibt es ab sofort eine Leitstelle für Mobilität mit dem Fahrrad. Kabinettschef Marcos Peña und Verkehrsminister Guillermo Dietrich unterzeichneten eine entsprechende Weisung. Zuständig für das neue Ressort ist die 29-jährige Architektin María Belén Cardasz, die Medienberichten zufolge ein monatliches Nettogehalt von rund 70.000 Pesos kassieren soll. Die Mittel, die der zum Verkehrsministerium gehörende Aufgabenbereich jährlich zur Verfügung hat, betragen 200 Millionen Pesos, so das Blatt. Cardasz soll zukünftig Projekte zum Ausbau von Radwegen im ganzen Land analysieren und koordinieren. Derzeit lägen mehr als 180 Anfragen von Kommunen vor, die an Radwegen interessiert seien, hieß es seitens der Regierung. Angesichts der Zielvorgabe der Regierung, die Verwaltung verschlanken zu wollen, gab es in sozialen Netzwerken aber viel Kritik für die Schaffung der neuen Abteilung.
Auf großem Fuß
Máximo Kirchner, Sohn von Néstor und Cristina Kirchner, Nationaldeputierter und Vorsitzender der Nachwuchsorganisation “La Cámpora”, hat in seiner Steuererklärung für 2016 angegeben, 20,7 Millionen Pesos ausgegeben zu haben. Dies entspräche 1,7 Millionen Pesos pro Monat, also umgerechnet ca. 111.000 Dollar. 2015 waren es nur 50.000 Pesos monatlich gewesen. Dabei kommt Kirchner jun. durch sein Einkommen aus dem Abgeordnetengehalt und anderen Quellen jährlich nur auf 6 Millionen Pesos. Kirchner gibt an, dass sein Vermögen 2016 von 42 auf 34 Millionen Pesos geschrumpft sei, obwohl ihm seine Mutter die Hälfte ihrer zahlreichen Immobilien übertragen hat. Die ganze Einkommens- und Vermögenserklärung wirft vorne und hinten Fragen auf. Margarita Stolbitzer, die Vorsitzende der GEN-Partei, bereitet schon eine Anzeige vor Gericht vor.
Macris Vermögen
Präsident Mauricio Macri hat im Jahr 2016 sein Vermögen um ein Viertel gegenüber dem vorangegangenen Jahr reduziert. Dies jedenfalls gab der Staatschef in seiner aktuellen eidesstattlichen Erklärung an. Trotzdem ist Macri weiterhin sehr wohlhabend: So bezifferte er sein Vermögen auf 82,6 Millionen Pesos. 2015 waren es noch 27 Millionen mehr. Die Reduzierung erklärt sich zum einen damit, dass Macri Aktien sowie Büroräume in La Boca auf den Treuhandfonds überschrieben hat, der während seiner Präsidentschaft Teile seines Vermögens verwalten soll. Zudem schenkte er seiner Tochter Antonia Plantagen im Wert von 2,18 Millionen Pesos. Folgt man den Vermögenserklärungen, rangiert Macri innerhalb seines Regierungsteams auf Rang fünf. Wohlhabender als das Staatsoberhaupt sind Geheimdienstchef Gustavo Arribas (126 Mio. Pesos), Finanzminister Luis Caputo (124 Mio.), Energieminister Juan José Aranguren (104 Mio.) und Schatzminister Nicolás Dujovne (96 Mio). (AT/jea/mc)
Meinung
Korruption und Politik
Obwohl es der Regierung nicht gelungen ist, dass die Deputiertenkammer Julio de Vido als Mitglied ausschließt, hat sie den Fall politisch gewonnen. Die Diskussion, die im Fernsehen verbreitet wurde, bot der Regierungskoalition Cambiemos die Möglichkeit, das Thema der Kirchner-Korruption hervorzuheben, und zu zeigen, dass die Deputierten der Front für den Sieg, die zu Cristina Kirchner stehen und deren Anweisungen befolgen, die Korruption verteidigen. Dieser kleine Fortschritt, um das Bewusstsein der Korruption als Wahrzeichen der Kirchner-Regierung zu verbreiten, ist für Macri und “Cambiemos” wichtiger, als das Verbleiben von De Vido als Deputierter.
Die Regierung vermeidet es, das Thema Wirtschaft bei der Wahlkampagne in den Mittelpunkt der Diskussion zu stellen. Eine Durststrecke, wie sie trotz leichter Erholung immer noch besteht, ist den Betroffenen schwer zu erklären. Gegen die Versprechungen der Opposition, dass sie das Problem sofort lösen würde, kann die Regierung nicht ankommen. Demagogie wirkt politisch stärker als Vernunft und Bewusstsein der Realität.
In anderen Ländern würde eine gigantische Korruption, wie die der Kirchner-Regierungen, ein zentrales politisches Thema sein, und dabei wäre es selbstverständlich, dass Cristina K. nicht Kandidatin für einen Senatsposten sein könnte, und auch De Vido nicht Abgeordneter. Aber in Argentinien ist es anders: Cristina K. zählt immer noch, gemäß Umfragen, mit bis zu einem Drittel der Wähler, und die Deputierten der “Front für den Sieg”, erröten nicht einmal, wenn sie De Vido unterstützen. Dennoch dringt das Bewusstsein der Kirchner-Megakorruption immer stärker in das kollektive Bewusstsein ein. Immer mehr Menschen, die scharfe Kritik an Macri üben, sagen schließlich, dass sie ihn auf alle Fälle Cristina und ihrer Bande vorziehen. Die Angst vor einer Rückkehr des Kircherismus bringt ihm schließlich Stimmen.
In diesem Sinn müsste die Regierung einmal eine Beschleunigung der Gerichtsverfahren erreichen, die gegen Cristina K. und viele prominente Mitglieder der Kirchner-Bande bestehen. Dabei sollte sich die Regierung bemühen, die bösen Prozesse, bei denen die Schuld praktisch feststeht, voranzutreiben, statt dass die Richter ihre Zeit mit komplizierten Fällen vergeuden. Im Fall von De Vido hat es keinen Sinn, den tragischen Unfall am Once-Bahnhof in den Vordergrund zu stellen: denn schließlich kann man ihn nicht dafür verantwortlich machen, dass der Fahrer des Zuges sich nicht bewusst war, dass die Bremse nicht funktionierte. Doch für seine Verantwortung bei den gigantischen Preisaufschlägen bei öffentlichen Bauten, dem Kauf verschrotteter Eisenbahnwaggons in Spanien, und in vielen anderen Fällen, kann es kurzfristig zu einem Urteil mit Haftstrafe kommen. Ebenso ist es ein Fehler, beim ehemaligen Vizepräsidenten Amado Boudou den Fall der Ciccone-Druckerei in den Vordergrund zu stellen, der sehr komplex ist, statt den des Schmiergeldes von zwei Millionen Dollar bei einer Umschuldung der Provinz Formosa, bei dem es nichts zu erklären gibt.
Was auffällt, ist die Passivität des Steueramtes. In den USA hätte diese Amtsstelle sofort ein Verfahren über das nicht zu erklärende Vermögen von Cristina K., De Vido, Richter Freiler und vielen anderen eingeleitet. Warum hat sich die AFIP nicht gemeldet, als bei Florencia Kirchner fast fünf Millionen Dollar in einem Bankfach entdeckt wurden? Abgesehen davon, dass AFIP-Direktor Alberto Abad seine Pflicht nicht erfüllt, würde das Vorgehen in den vielen Fällen, in denen die Steuerhinterziehung offensichtlich ist, der Regierung politisch helfen.
Meinung
Im Blickfeld : Wie ein Rangierbahnhof
Von Martin Bialecki
Politik, als hielte jemand die Taste für schnellen Vorlauf gedrückt. Nur zehn Tage nach seiner Berufung zum Kommunikationschef unter Donald Trump ist Anthony Scaramucci seinen Job schon wieder los. Vollmundig gestartet mit einem mehrfachen „Ich liebe den Präsidenten!“ und sorgsam imitierter Trump-Gestik, übertrat der alerte New Yorker vergangene Woche alle roten Linien angemessenen Niveaus, als er Führungsfiguren des Weißen Hauses unflätig und obszön beschimpfte. US-Medien berichteten, bei Trumps neuem Stabschef habe das mehr als nur leichtes Missfallen erregt.
Erst am Montagmorgen war John Kelly vereidigt worden, noch ein Ex-General unter Trump. Nur Stunden später war Scaramucci weg - obwohl er offiziell noch gar nicht angefangen hatte mit seinem Job. Aus dem ersten Meeting unter dem neuen Stabschef zitierte die „New York Times“ Kelly: Er sei jetzt am Drücker.
Ordnung schaffen, für Disziplin sorgen, gerade Linien ziehen, fokussieren, schlicht ordentliche Regierungsarbeit abliefern: All diese Ziele wurden mit der Ernennung Kellys verbunden. Hier der schneidige Militär mit klaren Vorstellungen von Zucht und Ordnung, dort der gegelte Kommunikator mit losem Mundwerk und blauverspiegelter Brille: Das konnte wohl nicht lange gut gehen.
Am Montag kommentierte Trump-Sprecherin Sarah Sanders Scaramuccis unterirdische Verbalattacke dann so: Gewiss, der Präsident finde diese „nicht angemessen für jemanden in dieser Position“. Es heißt, zuletzt habe Trump wegen des obszönen Niveaus in seinem unmittelbaren Umfeld dann doch um das Ansehen der präsidialen Familie gefürchtet. Und wenn Trump etwas ernst nimmt, dann seine Familie. Ob diese Darstellung stimmt, weiß man freilich nicht, stand doch Scaramuccis verbaler Unrat über Tage folgenlos im Raum.
Drei dürre Zeilen lang war dann das Statement des Weißen Hauses am Montag. Es liest sich ein bisschen so, als habe man Scaramucci sozusagen die Pistole auf die Brust gedrückt und ihn dann verlauten lassen: Einen unbelasteten Start habe er Kelly ermöglichen wollen und diesen sein eigenes Team bauen lassen. Das passt nicht wirklich zum galaktischen Selbstbewusstsein, mit dem „The Mooch“ (Der Schnorrer) noch in der vergangenen Woche gegen Trumps innersten Kreis zu Felde gezogen war.
Unflätig hatte Scaramucci Stabschef Reince Priebus beschimpft, am Freitag räumte der Parteisoldat nach einem unwürdigen Prozedere seinen Posten. Auch Trumps Chefstrategen Steve Bannon hatte Scaramucci mit Schmutz beworfen, das blieb nach außen hin folgenlos. Bannon ist offensichtlich ein Mann mit mehreren Leben. Wer ihn mehrfach abgeschrieben sehen wollte, musste jedes Mal neu nachdenken.
Es sah nicht wirklich so aus, als ob sich für Scaramucci (53) in der weitläufigen Regierungszentrale nach seinem rasanten Abgang ein anderer Job finden würde. Sollte Kelly das mit dem Aufräumen aber ernst meinen, war eine Weiterbeschäftigung schwer vorstellbar. Beim echten Saubermachen würde ja eher nichts unter den Teppich gekehrt, schon gar nicht von einem ehemaligen Vier-Sterne-General.
Noch an seinem ersten Tag hatte Disziplinator Kelly mit seinem ersten Leak zu tun. CNN berichtete aus seinem Umfeld, Kelly - damals noch Heimatschutzminister - sei über die Entlassung von FBI-Chef James Comey so erbost gewesen, dass er mit dem eigenen Rücktritt gespielt habe.
Den hatte ein anderer schon hinter sich. Irgendwo dürfte an diesem Montag Sean Spicer gesessen und sanft genickt haben, vielleicht leise lächelnd. Als er von Scaramuccis Bestallung erfahren hatte, hatte er seinen Job als Trumps Sprecher sofort hingeworfen. Das Durcheinander im Weißen Haus werde mit Scaramucci nicht geringer werden, hatte er ahnungsvoll gesagt. Dass der neue Stabschef das wenig später offensichtlich genauso sehen sollte, könnte zumindest etwas späte Genugtuung sein.
Diese Washingtoner Tage sind wie ein Leben auf einem Rangierbahnhof, allerdings bei Tempo 210. FBI-Chefs werden entlassen, Sprecher treten zurück und Stabschefs auch, Kommunikationschefs werden - mit rhetorischem Goldlack verziert und über den grünen Klee gelobt - erst aufgebaut und Tage später wieder deinstalliert. Einmal Zwinkern, und schon wieder neues Personal. Wie im Improvisationstheater.
Nur: Außerhalb dieser schillernden Hochdruckblase gärt der beängstigende Konflikt mit Nordkorea, wird mit Russland gestritten, vermessen die USA ihre Rolle in der Welt neu. Seit Monaten verwendet das Weiße Haus einen Großteil seiner Energien auf die Beschäftigung mit sich selbst, auf seine Lagerkämpfe und Raufereien, sieht seine Aufmerksamkeit von erregten Diskussionen über die Fäkalsprache seines Kommunikationschefs gebunden.
Dass dieses Weiße Haus noch nicht eine Krise gemanagt hat, die es nicht selber erzeugt hat, darauf verwiesen nach diesem Montag viele. Könnte sein, dass John Kelly gesagt hat: Ich bin der Mann, der zumindest diesen Stecker zieht - oder ziehen will. Denn ob der Präsident ihm dabei folgen wird, als hochnervöser Stifter aller Unruhe mit ewig losem Twitterfinger, wird man sehen.
Alle, wirklich alle großen US-Medien waren sich einig: Wenn es irgendjemand in der Trump-Regierung gibt, der sich niemals und durch nichts und niemanden ändern wird, dann ein 70-jähriger Milliardär, dessen Name seine großen Häuser ziert.
Meinung
Randglossen
Für die bevorstehenden Vorwahlen der Kandidaten, (im spanischen Kürzel genannt PASO für „Primarias Abiertas Simultáneas y Obligatorias“) am Sonntag, dem 13. August, müssen bei bestehender Wahlpflicht alle erwachsenen Wählerinnen und Wähler von 18 bis 70 Jahren zu den Urnen schreiten, als ob politische Parteien staatliche Amtsträger wären, was sie aber entschieden nicht sind. Tatsächlich geht es beim jetzigen Wahlkampf nur um die Kandidaten, nicht um echte Wahlämter wie am 22. Oktober dieses Jahres. Nirgends in der Welt werden bei demokratischen Wahlen die Kandidaten gekürt, was eigentlich parteiinterne Sache wäre. Leider hat die Macri-Regierung die bisherige Gelegenheit verpasst, die PASO-Vorwahlen abzuschaffen, die zudem kostspielig für die Nationalregierung sind.
Die Szene passt zu dieser unglückseligen Wahl zur Verfassunggebenden Versammlung in Venezuela: Präsident Nicolás Maduro will vor aller Welt zeigen, wie gut das Wahlsystem funktioniert und lässt nach der Stimmabgabe seinen Ausweis scannen. Das wird live übertragen. Nach einigen Sekunden erscheint auf der digitalen Anzeige: „Diese Person existiert nicht oder der Ausweis wurde annulliert“. Maduro schaut betreten drein. Was bald in Venezuela aber tatsächlich nicht mehr existieren könnte, ist die Demokratie. Endgültig annulliert von Maduro. Ist das eine freie Wahl, wenn mit dem Scannen von Ausweisen kontrolliert wird, wer wählen gegangen ist? Bemerkenswert an diesem Urnengang ist auch, dass es nun die Opposition ist, die die Verfassung verteidigt, welche einst von Maduros politischem Mentor Hugo Chávez geschaffen wurde. Absurdes Venezuela.
Es soll nun angeblich doch nur ein Scherz gewesen sein: Über seine Sprecherin Sarah Sanders ließ Donald Trump verkünden, seine Aufforderung zu mehr Polizeigewalt sei als Witz gemeint gewesen. Der US-Präsident hatte bei einer Veranstaltung von Gesetzeshütern in New York gesagt, ein härterer Umgang mit Festgenommenen sei für ihn völlig in Ordnung, etwa indem man ihren Kopf gegen den Polizeiwagen schlagen lasse. Die Äußerungen lösten scharfe Kritik auch aus Reihen der Polizei selbst aus. Sheriffs und Polizeichefs distanzierten sich von Trumps Worten. Es sind schon merkwürdige Zeiten, wenn ein US-Präsident dümmere „Scherze“ macht, als die Polizei erlaubt. Zumal Polizeigewalt in den USA - vor allem gegen Farbige - ein Thema ist, das eigentlich überhaupt nicht komisch ist.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Juli: +31,8%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Juli mit $ 237,32 Mrd. um 31,8% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 7 Monaten 2017 waren sie mit $ 1,45 Bio. um 30,9% höher als im Vorjahr. Die Einnahmen sind im Juli und auch in 7 Monaten 2017 über die Inflation hinaus gestiegen, besonders bei Steuern, die mit dem Konsum zusammenhängen, verzeichnen somit eine reale Zunahme, die u.a. eine bessere Konjunktur zum Ausdruck bringt.
Die Veränderungen waren im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 50,70 Mrd., +40%. Der Sprung hängt in diesem Fall auch damit zusammen, dass der Termin für die Zahlung des Saldos der Gewinnsteuer für natürliche Personen dieses Jahr auf Juli verschoben wurde.
- Mehrwertsteuer: $ 64,24 Mrd., +34,8%. Die Zunahme bei der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer (+35,2%) und der vom Zollamt einbehaltenen (+35,4%) war etwa gleich. Doch die Rückgabe der MwSt. an Exporteure (für den in den exportierten Gütern schon enthaltenen Betrag) stieg interannuell um 80% auf $ 1,33 Mrd. Der Erlös der MwSt. im Juli deutet auf gestiegene Umsätze im Juni hin, und die Tatsache, dass die Zunahme über der Inflationsrate liegt, weist auf eine reale Umsatzzunahme hin. Auch die Rückvergütungen, die auf exportierte Industrieprodukte gezahlt werden, nahmen stark zu, auf $ 596,6 Mrd., +120,9%.
- Interne Steuern: $ 5,62 Mrd., +35,4%. Hier spielt besonders die Steuer auf Zigaretten eine Rolle, und dann auch auf alkoholische Getränke und Luxusgüter.
- Exportzölle: $ 7,89 Mrd.,+3,4%. Hier wirkt sich einmal die Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle aus, aber auch die Einbehaltung von Getreide und Ölsaat durch die Landwirte, die mit einer weiteren Abwertung rechnen und nur im Ausmaß ihres finanziellen Bedarfs verkaufen. Allein, die Rekordernte von Getreide und Ölsaat bringt dann dem Staat mehr Einnahmen bei der Gewinnsteuer und der MwSt.
- Importzölle: $ 5,97 Mrd., +24,0%. Die Zunahme liegt etwa gleich hoch wie die Inflation, so dass hier gewiss keine Überschwemmung von Importen zum Ausdruck kommt, wie sie Kritiker der Regierung angeben.
- Benzinsteuer: $ 4,14 Mrd., +25,6%
- Steuer auf Dieselöl u.a. Erdölprodukte: $ 1,78 Mrd., +33,1%.
- Besondere Brennstoffsteuern (auf Pressgas und Zusätze auf Benzin und Dieselöl): $ 3,34 Mrd., -9,4%.
- Persönliche Güter (Vermögenssteuer): $ 3,33 Mrd., +90,9%. Hier hat sich die Weisswaschung ausgewirkt, wobei der Erlass dieser Steuer für diejenigen, die ihren Steuerpflichten immer nachgekommen sind, eine geringe Gesamtwirkung gehabt hat.
- Schecksteuer: $ 15,16 Mrd., +26,1%. Diese Steuer wird in Zukunft eine geringere Bedeutung haben, nachdem jetzt die direkten Überweisungen über Internet von der Steuer ausgenommen wurden.
- Sozialabgaben: $ 73,43 Mrd., +28,9%. Hier kommen die Lohnerhöhungen zum Ausdruck, aber auch eine leichte Zunahme der legalen Beschäftigung.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch auf $ 17,87, gegen $ 17,76 in der Vorwoche. Die Devisenreserven der ZB betrugen u$s 46,82 Mrd., gegen u$s 47,39 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB hat einen relativ bescheidenen Betrag geopfert, um die Hausse auf dem Devisenmarkt zu begrenzen. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.6.18 bei $ 20,7, was einen Zinssatz von 19,85% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 2,81% und liegt um 28,85% über Ende Dezember 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch differenzierte Entwicklungen auf, mit geringen Veränderungen. Diese waren wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: +0,09%; Argentina 2026: -0,42%; Argentina 2046: +0,44%; Bonar 2024: +0,67%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 425,80 gehandelt (Vorwoche: $ 417,35), und bei 24 Karat zu $ 608,28 ($ 596,21).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 31.7.17 um 25,89%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm in der gleichen Periode um 31,51% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 31.7.17 um 24,72% auf $ 1,74 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 29,76% auf $ 1,14 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 83,85% auf u$s 29,41 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 97,29% auf u$s 13,96 Mrd. zu. Im Pesobereich lagen die Kredite bei 65,57% der Depositen, und im Dollarbereich bei nur 47.47%, obwohl es 80% sein könnten, weil die ZB hier Kredite nur für Finanzierung von Geschäften zulässt, die mit dem Außenhandel in Beziehung stehen.
***
Die Einnahmen aus eigenen Steuern lagen in der Provinz Buenos Aires im Juli mit $ 19,95 Mrd. um 40,5% über dem Vorjahr, berichtet das provinzielle Steueramt ARBA. In 7 Monaten 2017 lag die interannuelle Zunahme bei 34,8%. Im Juni lag die Zunahme bei der Steuer auf den Bruttoumsatz bei 30,5%, wobei diese Steuer 52% der provinziellen Steuereinnahmen darstellt. Die Stempelsteuer ergab 74% mehr als im Vorjahr, und die Immobiliensteuer 53,4% mehr.
***
Im Juli reisten 2,25 Mio. Personen mit dem Flugzeug, 17% mehr als im Vorjahr. Davon entfallen 1,18 Mio. auf Binnenflüge.
***
Der direkt von Unternehmen erzeugte Strom, der im Wesen für den Eigenverbrauch bestimmt ist, aber auch an Dritte geliefert wird, lag im 1. Halbjahr mit 892.179 MWSt. um 2,1% über dem Vorjahr und stellt 6,6% des gesamten landesweiten Verbrauches von elektrischer Energie dar, berichtet das INDEC.
***
Die Gouverneuerin von Catamarca, Lucila Corpacci, hat auf die schweren Folgen aufmerksam gemacht, die das Gerichtsurteil hat, das die Einstellung der Tätigkeit der Bergwerkunternehmen Minera La Alumbrera und Bajo El Durazno verursacht hat, die wegen angeblicher Umweltschäden erfolgte, die jedoch laut Provinzregierung behoben wurden. 147 Arbeiter können nicht beschäftigt werden, und die Arbeitsplätze für 1.100 weitere sind gefährdet. Die Provinz verliere dabei Einnahmen aus Gebühren von bis zu $ 85 Mio. pro Bimester. Die Provinz Catamarca deckt etwa die Hälfte ihrer Ausgaben mit Bergbaugebühren, die 3% auf den Bruttowert ab Bergbau betragen.
***
Über 61.000 kleine und mittlere Unternehmen haben sich schon dem unlängst eingeführten System der Steuervergünstigungen für kleine und mittlere Unternehmen angeschlossen, und dabei in den letzten 9 Monaten Steuern für ca. $ 3,5 Mrd. gespart. Außerdem konnten diese Unternehmen einen Betrag von $ 5,1 Mrd. der MwSt. auf 90 Tage zahlen. Sie haben auch Kredite für Investitionen von $ 13 Mrd. erhalten.
***
Die OCDE oder OECD (Organisation für die Kooperation zur Entwicklung), der die fortgeschrittenen Länder angehören, hat eine “multidimensionale” wirtschaftliche Analyse über Argentinien bekanntgegeben, in der sie den “nicht zu leugnenden” jüngsten Fortschritt bestätigt. Sie setzt sich beiläufig für eine größere Unabhängigkeit der Zentralbank ein, die das Ziel der Preisstabilität stärker in den Vordergrund stellen sollte. Die OCDE macht dann folgende Vorschläge: Abschaffung der Subventionen auf Energie, Verringerung der Zahl der Staatsbeamten, Verbesserungen bei Staatsunternehmen, und eine Steuerreform, mit Verringerung des steuerfreien Minimums, schrittweiser Abschaffung der provinziellen Steuer auf den Bruttoumsatz und der nationalen Schecksteuer, und Einführung der Progressivität bei den Beiträgen zum Pensionierungssystem.
***
Das Abkommen über Vermeidung der Doppelbesteuerung, das mit Brasilien besteht, wurde leicht geändert. Titel der brasilianischen Staatsschuld und Aktien, die an der Börse kotieren, deren Inhaber in Argentinien steuerpflichtig sind, zahlen in Argentinien keine Gewinnsteuer. Das bezieht sich auch auf Dividenden. Bei Exporten von Dienstleistungen wird genau bestimmt, wer die Gewinnsteuer zahlt. Auch bei der Vermögensbesteuerung werden konfliktive Situationen geklärt.
***
Die ZB hat verfügt, dass Aktionäre von Glücksspielunternehmen nicht Aktionäre oder Direktoren von Banken u.a. Finanzanstalten sein dürfen.
***
Die Consulting-Firma von Orlando Ferreres hat ermittelt, dass die Investitionen im 2. Quartal 2017 um 7,7% über dem Vorjahr lagen und 20,5 des BIP ausmachte. Diese relativ hohe Investitionsrate deutet auf zukünftiges BIP-Wachstum hin.
***
Die Lithiumproduktion ist in Argentinien 2016 um 58% gestiegen, wobei der Preis von u$s 3000 auf u$s 6.800 pro Tonne gestiegen ist, teilt die Bergbaukammer CAEM mit. Gegenwärtig befassen sich zwei Unternehmen mit der Lithiumausbeutung: Minera del Atiplano, in Salar de Olaroz, und Sales de Jujuy, in Salar del Hombre Muerto, beide in der Hochebene von Jujuy. Mit den neuen Investitionsvorhaben soll die Produktion bis 2010 verdreifacht werden.
***
Die Rohstahlproduktion betrug im Juni 2017 372.200 Tonnen, etwa gleich viel wie im Vorjahr, berichtet die Kammer der Stahlindustrie. Aber die Produktion von warmgewalzten Stahlprodukten (Blechen, Bandeisen und Rundeisen) stieg interannuell um 17,9% auf 398.600 Tonnen.
***
Die Nationalregierung hat dieses Jahr schon 9 Grundstücke in der Stadt Buenos Aires verkauft, zu denen in den nächsten Wochen 5, und danach weitere 3 hinzukommen. Insgesamt machen diese Grundstücke 24 Häuserblocks aus. Am 17. August soll das Grundstück des Heeres im Stadtteil Las Cañitas (zwischen den Strassen Clay, Baez, Dorrego und dem Poloplatz) ausgeschrieben werden, mit einem Grundpreis von u$s 18,75 Mio. Bisher hat der Staat mit diesen Verkäufen u$s 26 Mio. eingenommen.
***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC, benannt ISAC (Indicador sintético de la actividad de la construcción) lag im Juni um 17% über dem Vorjahr, so dass das erste Halbjahr um 7,1% über dem Vorjahr liegt. Dies ist vornehmlich darauf zurückkzuführen, dass die öffentlichen Bauten in Schwung gekommen sind. Innen- und Bautenminister Rogelio Frigerio erklärte, dass schon 65% des Betrages, der für öffentliche Bauten, die im Haushaltsgesetz vorgesehen sind, ausgegeben wurde, was bedeutet, dass das Plansoll für 2017 wohl überschritten wird. Auch im privaten Bereich wurde mehr gebaut, zum Teil als Folge der Weisswaschung, die Mittel für diesen Zweck bereitstellte, und auch als Folge der zahlreichen Kredite für den Bau von Eigenwohnungen, die mit dem neuen indexierten System vergeben wurden. Die gute Konjunktur der Bauwirtschaft hat sich auf Baumaterialien ausgewirkt, mit interannuellen Zunahmen (im Juni) von 17,2% bei Zement, 88,6% bei Asphalt und 37,5% bei Rundeisen.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (Estimador mensual de la Industria) lag im Juni um 6,6% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahmen waren bei den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich: Nahrungsmittel: +3,2%; Textilien und Bekleidung: -4%; Tabakwaren: +15,4%; Papier und Pappe: +3,5%; nicht metallische Erze: +18%; Erdölprodukte: +0,3%; Kautschuk und Kunststoffe: +9,5%; Grundmetalle: +0,7%; Kfz: +15,9%. Mit der Zunahme von Juni und der vom Mai (+2,7%), nach 15 Monaten in Folge mit interannuellen Rückgängen, liegt das erste Halbjahr auf dem gleichen Niveau wie im Vorjahr.
***
Die Regierung hat Enrique Szewach als Mitglied des ZB-Direktoriums ernannt, an Stelle des entlassenen Kirchneristen Pedro Biscay. Szewach war vorher Vizepräsident der Banco Nación, mit Melconian als Präsident, der vor einigen Monaten zurücktrat. Bis Dezember 2015 war er privat tätig, wobei er bis vor einigen Jahren als leitender Ökonom bei der Stiftung FIEL (Fundación de Investigaciones Económicas Lateinoamericanas) tätig war.
***
84 Personen, die in Argentinien steuerpflichtig sind, wurden wegen ihre nicht angegebenen Konten in Schweizer Banken prozessiert, davon 50 wegen “einfacher Hinterziehung” und 34 wegen “hoher Hinterziehung”. Die Gerichtsverfahren gründen sich auf die Information, die der ehemalige Beamte der Schweizer Filiale der Bank HSBC, Herve Falciani, bei der Bank gestohlen und der AFIP übergeben hat. Einige der Angeklagten haben Nullität des Gerichtsverfahrens gefordert, weil vorher ein Expertengutachten notwendig sei, und andere haben sich inzwischen der Weisswaschung angeschlossen, auch mit den auf diesen Konten deponierten Beträge.
***
Im Juli wurden 78.025 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 22,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer Acara. In 7 Monaten 2017 waren es 531.423 Einheiten, 32,2% über dem Vorjahr. Diese Eintragungen entsprechen den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Von den 10 meistverkauften Automobilen wurden 9 in Brasilien hergestellt. Das meistverkaufte Modell war der VW-Gol, der in Brasilien erzeugt wird. Doch auch der Onix von GM, der Peugeot 208, der Ethios von Toyota, der Peugeot 208 und der Ford Ecosport Fiesta Ecokinetic werden in Brasilien erzeugt.
***
Im Juli wurden 46,9% mehr Motorräder in das offizielle Register eingetragen als im Vorjahr, berichtet der Agenturenverband Acara. Das entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Doch die Kammer der Motorradfabrikanten beziffert die interannuelle Zunahme auf 45,2% und weist darauf hin, dass 93% der verkauften Motorräder im Land montiert wurden.
***
In der Stadt Buenos Aires wurden im Juni 5.145 Immobilen notariell übertragen, 41,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare. In Werten waren es $ 11,75 Mrd., 102,1% mehr als im Vorjahr. Der Durchschnittspreis der Immobilien lag bei $ 2,3 Mio., 43,2% über dem Vorjahr. Die Preise lagen somit über der Inflation, was zum Teil auch darauf beruht, dass als Folge der Weisswaschung der angegebe Preis näher zum effektiv gezahlten lag. Die starke Zunahme der Immobilienverkäufe hängt auch mit den langfristigen Krediten für den Kauf einer Eigenwohnung zusammen, die die Banco Nacion, die BAPRO u.a. Banken eingeführt haben.
***
Die AFIP teilt mit, dass sie keine Steuerzahlungen in Bargeld annehmen wird. Die Zahlungen müssen über Internet, direkte Belastung von Bankkonten und Karten geleistet werden.
***
Nachdem die Immobilienwerte allgemein in Dollar festgesetzt werden, sind die entsprechenden Pesobeträge als Folge der jüngsten Abwertung stark gestiegen. Das betrifft bei der Banco Nación etwa 14.000 Einzelfälle. Das hat dazu geführt, dass die von der Banco Nacion gewährten Hypothekarkredite nicht ausreichen, um eine Wohnung zu kaufen. Am Dienstag hat die Bank einmal den Prozentsatz der monatlichen Amortisations- und Zinsquote auf das Familieneinkommen von 25% auf 30% erhöht, und dann die längste Amortisationsfrist von 30 auf 40 Jahre verlängert. Gleichzeitig soll der Kreditnehmer einen höheren Kreditbetrag erhalten, um den höheren Preis zahlen zu können. Diese Kredite werden mit dem Inflationskoeffizienten UVA (“unidad de valor ajustable”) berichtigt, den die ZB auf Grund des Indices der Konsumentenpreise festsetzt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilien erhält trotz wirtschaftlicher und politischer Krise immer noch hohe direkte Auslandsinvestitionen. 2016 erhielt das Land u$s 78.93 Mrd., und stand laut Weltbankstatistik an 7. Stelle der Empfänger von direkten Investitionen. In 12 Monaten zum Mai 2017 waren es netto u$s 80,7 Mrd. Laut Angaben die Consulting-Firma Dealogic, erreichten Fusionen und Übernahmen 2016 u$s 46,6 Mrd., von denen u$s 37 Mrd. auf ausländische Investoren entfielen. China lag dabei mit u$s 12 Mrd. an erster Stelle.
***
In Brasilien lag die Erdölproduktion im Juni 2017 um 4,5% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 0,8% über Mai 2017, gab die nationale Agentur für Erdöl und Gas bekannt. Die Gasförderung lag im Juni um 6,1% über dem Vorjahr und 7,4% über dem Vormonat.
***
US-Präsident Donald Trump hat die Einfrierung sämtlicher Aktiven der venezolanischen Regierung und von Nicolás Maduro in den USA verfügt. Außerdem soll der Verkauf von Benzin u.a. Produkte, die mit venezolanischem Öl in den USA raffiniert werden, eingestellt werden. Und schließlich könnte auch der Kauf von venezolanischem Erdöl aufgehoben werden. Venezuela erzeugt ein schweres Erdöl, das nur wenige Raffinerien (wie die in den USA speziell für dieses Öl eingerichtete) verarbeiten können. Der Ölbedarf der USA soll dann mit Erdöl aus Alaska und Kanada gedeckt werden, wobei für diesen Zweck eine große Erdölleitung gebaut werden soll. Venezuela exportiert einen großen Teil seines Erdöls nach den USA, und genießt dabei den Vorteil der geringen Entfernung. Das Land deckt über 90% seines Devisenbedarfs mit Erdölexporten.
***
Brasilien weist in 7 Monaten 2017 ein Handelsbilanzüberschuss von u$s 42,51 Mrd. aus, was einen Rekord darstellt, und den Überschuss der ersten 7 Monate 2016 um 50,6% übertrifft. Die Exporte erreichten dieses Jahr u$s 126,48 Mrd.(+18,7% gegenüber dem Vorjahr) und die Importe u$s 83,96 Mrd.(+7,2%). Die Regierung rechnet für ganz 2017 mit einem Handelsbilanzüberschuss von u$s 60 Mrd., nachdem noch vor einem Monat mit u$s 55 Mrd. gerechnet wurde. 2016 waren es u$s 47,5 Mrd.
***
Die tiefe Krise in Venezuela hat u.a. dazu geführt, dass der Kurs der Staatstitel, die 2018 verfallen, stark gefallen ist, so dass sich eine Rendite von 87,4% in Dollar ergibt. Das bedeutet, dass am Finanzmarkt ein Default vorweggenommen wird. Die Schatzscheine auf 10 Jahre der USA haben eine Rendite von nur 2,25%.
***
Geschäftsnachrichten
Lear
Dieser Zulieferant der Kfz-Industrie hat eine Investition von $ 200 Mio. (zu heutigen Werten etwa u$s 11 Mio.) in eine Fabrik im Industriepark von San Francisco, Provinz Córdoba, angekündigt, die eine Belegschaft von 600 Personen haben soll. In der Fabrik sollen die Kabelnetze für das neue FIAT-Modell erzeugt werden, das in der Fabrik in Ferreyra, bei der Stadt Córdoba, erzeugt wird. Lear wird provisorisch in einer Fabrikhalle tätig sein, die sie der Gemeinde von San Francisco mietet, bis dann die eigene Fabrik mit 12.000 Qm. bedeckter Fläche im 1. Quartal 2018 eingesetzt werden kann. Das Mutterhaus Lear wurde 2017 in Detroit, USA, gegründet und stieg dann zu einem der Hauptfabrikanten von Kabelsystemen und Sitzen für Automobile und Lastwagen empor.
Newsan
Dieser Konzern, der sich vornehmlich mit Montage elektronischer u.a. Produkte in Feuerland befasst, ist seit 2012 auch bei der Fischerei in Chubut tätig. Jetzt hat die Firma in Puerto Madryn eine Kühlkammer für Fisch und Riesengarnelen (“langostinos”) eingeweiht, die erste von drei geplanten, die insgesamt eine Investition von u$s 5 Mio. darstellen. Newsan hat sich mit Pesquera San Isidro zusammengetan. Die Kühlkammer hat jetzt eine Kapazität von 2.800 Tonnen. Newsan hatte ursprünglich zusammen mit San Isidro die Einrichtungen des Fischereiunternehmens Harengus übernommen, das in Konkurs geraten war. Die Fischereiabteilung von Newsan zählt mit einer Belegschaft von 2.500 Menschen, davon 1.500 in Chubut, und 29 Fischereischiffen. Der Export erreichte letztes Jahr fast u$s 300 Mio.
Lindenberg gewinnt Silbermedaille
Die argentinische Biermarke „Lindenberg“ hat beim renommierten deutschen Wettbewerb “Meiningers Craft Beer Award 2017“ die Silbermedaille in der Kategorie „Brown Ale English Style“ gewonnen. Der Wettbewerb fand in Neustadt an der Weinstraße statt, 970 Biere aus 28 Ländern nahmen teil. Einer Jury aus 91 Mitgliedern wurde die schwierige Aufgabe zuteil, die besten Biere weltweit zu bewerten und auszuzeichnen. Nur zwei Brauereien vom amerikanischen Kontinent ist es gelungen, eine Auszeichnung zu erhalten: der Boston Beer Company aus den USA mit der Marke Samuel Adams und der Sudberg Argentina SA mit der Marke Lindenberg. „Lindenberg 04 Brown Ale“, Gewinner einer Silbermedaille, will durch seine Aromen nach Kaffee, Kakao, Schokolade und gerösteten Malzen überzeugen. Die Bitterkeit ist gut ausbalanciert. Deutlich erkennbare Merkmale dieses Bierstils sind feine Röst-, Karamell- und Schokoladennoten im Geschmack. Die intensive braune Farbe rundet das Geschmackserlebnis des Produktes ab. Meiningers Craft Beer Award ist einer der wichtigsten und angesehensten Craftbeer-Wettbewerbe in Deutschland. Der Wettbewerb fand zum ersten Mal 2014 statt. Der Gastgeber Meininger Verlag ist ein namhafter Organisator von Wein-Wettbewerben mit einer langen Tradition seit 1903. Eigentümerin der Biermarke „Lindenberg“ ist die Sudberg Argentina SA, die 2014 gegründet wurde. Es handelt sich um ein Start-Up-Unternehmen mit der Mission, Premium-Biere herzustellen. Die Idee entstand durch die Leidenschaft der Firmengründer für das Produkt „Cerveza“ mit Hinblick auf den hoch dynamischen Craft-Beer-Markt weltweit. Diese Kunden, die qualitative und innovative Bierstile erwarten, stellen hohe Anforderungen an die Brauer.
PwC
Dieses Dienstleistungsunternehmen, das besonders auf dem Gebiet der Informatik tätig ist, hat Präsident Macri persönlich eine Investition von ca. u$s 20 Mio. mitgeteilt, mit der ihr Zentrum für den Export von Dienstleistungen der Computertechnologie ausgebaut werden soll. Dabei werden 600 Arbeitsplätze geschaffen, von denen 100 schon besetzt sind.
Aerolíneas Argentinas
Das staatliche Luftfahrtunternehmen hat eine neuen Boeing 737-800 mit 170 Sitzplätzen erhalten, der direkt von der Boeing-Fabrik in Seattle, USA, geliefert und am 26. Juli zum ersten Mal für einen Binnenflug eingesetzt wurde, von Buenos Aires (Aeroparque) bis Comodoro Rivadavia und zurück. AA zählt schon 42 Flugzeuge dieses Typs. Transportminister Guillermo Dietrich wies darauf hin, dass AA am Montag eine Rekordzahl an Passagieren bei ihren Flügen erreicht hat. Bei der Leitung von AA sind Zweifel über die von Brasilien gekauften Embraer-Maschinen aufgekommen, die kleiner als die Boeing 737 und nicht so wirtschaftlich wie diese sind. Ausserdem wurden Überpreise beim Kauf festgestellt, der unter der Regierung von Cristina K erfolgte.
Flybondi
Der Geschäftsführer dieses Luftfahrtunternehmens, Julian Cook, hat den Bau einer Anlage am Flughafen von Palomar und die Ausdehnung ihrer Tätigkeit auf das ganze Land angekündigt, wofür u$s 75 Mio. investiert werden. Bis Ende 2018 soll die Flotte 10 Flugzeuge betragen. Die Finanzierung wurde vom Investment-Fonds Cartesian Group, geleitet von Peter Yu, aufgebracht, der 2002 schon die brasilianische Airline Gol finanziert hatte.
Wirtschaftsübersicht
Die irreale Kritik der Populisten und Orthodoxen
Es ist verständlich, dass die Wirtschaftspolitik dieser Regierung von den Anhängern von Cristina Kirchner, Sergio Massa u.a. Oppositionspolikern kritisiert wird, die alle im Wesen ein populistisches Konzept vertreten, also mehr Sofortausgaben des Staates zum Schaden der langfristigen Entwicklung, plus Umverteilung des Volkseinkommens zu Gunsten der ärmeren Bevölkerungsgruppen. Hier geht es im Wesen um Politik, wobei das Prinzip zum Ausdruck kommt, welches der ehemalige radikale Deputierte Baglini seinerzeit geäussert hat, dass die Politiker umso mehr wirklichkeitsfremde Vorschläge machen, je ferner sie von der Möglichkeit einer Regierungsübernahme stehen.
Doch auf der anderen Seite wird die Wirtschaftspolitik der Regierung von orthodoxen Wirtschaftlern und extrem konservativen Kreisen kritisiert, weil sie die grundlegenden Reformen versäumt hat, und auch jetzt nicht entfernt daran denkt, sie durchzuführen. Sie erwarteten eine sofortige Verringerung der Zahl der Staatsangestellten um einige hunderttausend, die unmittelbare Abschaffung der Subventionen auf öffentliche Dienste (besonders auf Strom und Gas), eine stärkere Öffnung der Wirtschaft und einen höheren Wechselkurs. Wirtschaftler wie José Luis Espert (zu dem in letzter Zeit auch Javier Milei hinzugekommen ist, der noch extremer ist) erklärten, dass sich die gegenwärtige Wirtschaftspolitik sich nur dadurch von der der Kirchners unterscheidet, dass sie zivilisiert ist, also ohne die Aggressivität, die Irrationalität, die gigantische Vergeudung öffentlicher Mittel und die Missachtung der Rechtsordnung, die vorher bestand. Das allein ist jedoch ein Unterschied, den man nicht unterschätzen sollte.
Beide Kritiken, die der Populisten und der Orthodoxen, sind im Wesen wirklichkeitsfremd. Der Populismus war schon in der zweiten Regierungsperiode von Cristina K. in eine Sackgasse geraten, mit netto Nullwachstum des Bruttoinlandsprodukts in vier Jahren (und einer Abnahme des realen Pro-Kopf-Einkommens) und hätte mit einer Weiterführung des populistischen Konzepts in einer Katastrophe geendet, wie sie jetzt in Venezuela und auch in der Provinz Santa Cruz aufgetreten ist. Cristina K. und ihre politische Gefolgschaft, und auch auch Sergio Massa u.a. haben im Grunde jetzt keine echte Alternative zur Wirtschaftspolitik von Macri.
Was die Orthodoxen vorschlagen lässt sich gewiss nicht durchführen. Einmal kann man Staatsangestellte nur entlassen, wenn ein strafrechtlicher Tatbestand vorliegt, der außerdem gut nachgewiesen werden muss. Ein Gesetz, das dies ändert, würde im Parlament bestimmt nicht durchkommen. Abgesehen davon, würde die Entlassung von 500.000 Beamten, also weniger als die Hälfte des effektiven Überschusses, ein zusätzliches soziales Problem schaffen, mit dem die Regierung fertig werden müsste. Wobei sie ohnehin nicht weiß, wie sie die schon bestehende Arbeitslosigkeit von effektiv über 10% auf ein zivilisiertes Ausmaß drücken kann. Auch die volle Abschaffung der Subventionen auf öffentliche Dienste ist sehr konfliktiv, weil dies das Einkommen eines großen Teils der Bevölkerung in einem untragbaren Ausmaß verringern würde. Die Regierung geht hier vorsichtig vor, mit einer schrittweise Verringerung der Subventionen und sozialen Tarifen. Anders geht es nicht. Was die Öffnung der Wirtschaft betrifft, so ist die schon bestehende kaum verkraftbar, weil schon jetzt ein hohes Defizit bei der Handelsbilanz besteht und Konsumgüter importiert werden, die lokale Produktion verdrängen. Und ein höherer Wechselkurs, also $ 20 bis $ 22, würde die Inflationsrate erhöhen und das Einkommen der Lohnempfänger noch mehr verringern, was dann mit noch mehr Arbeitskonflikten verbunden wäre.
Präsident Mauricio Macri und seine Mannschaft versuchen, den goldenen Mittelweg zu gehen, und das ist nicht einfach. Die Wirtschaftspolitik ist im Wesen realistisch und muss die gegebenen Umstände als Tatsache hinnehmen, und ist dabei so weit wie möglich rationell, aber sie ist auch politisch bedingt. Dass jetzt Wahlen unmittelbar bevorstehen und 2019 wieder, kann nicht ignoriert werden, umso mehr als die Möglichkeiten, notwendige Reformen durchzuführen auch vom Parlament abhängen, wo die Regierungskoalition Cambiemos in beiden Kammern eine Minderheit hat und auf Kompromisse mit anderen Parteien angewiesen ist. Das Parlament hat ab Dezember 2015 nur eines von drei Gesetzesprojekten verabschiedet, die die Regierung eingebracht hat, wobei die wichtigeren Initiativen nicht durchgekommen sind, und von den angenommenen, die meisten eine geringe Bedeutung haben und auf alle Fälle politisch nicht konfliktiv waren. Das kann so nicht weiter gehen.
Wie weit sich die Zusammensetzung beider Kammern ab Dezember ändert, wird sich noch zeigen. Die Regierung versucht auch den Umstand politisch zu nutzen, dass viele peronistische Gouverneure sich von Cristina K. distanzieren, auch wenn sie jetzt keine offene Opposition zu ihr zum Ausdruck bringen können. Man sollte nicht vergessen, dass die Gouverneure stark von der Bundesregierung abhängen, einmal bei öffentlichen Bauten, die diese finanziert, und dann auch bei der Wirtschaftspolitik, die die spezifischen Tätigkeiten der Provinzen betrifft. Ein Gouverneur erhält in seiner Provinz schließlich politische Unterstützung, wenn es dort wirtschaftlich besser geht, und das kann Macri ausnutzen, damit die Gouverneure ihre Senatoren und Deputierte anweisen, für die Regierungsprojekte zu stimmen. Gegenwärtig sind viele Senatoren und Abgeordnete noch mit Gouverneuren verbunden, die nicht mehr im Amt sind. Doch ab Dezember werden neue Gouverneure, wie Urtubey in Salta oder Uñac in San Juan, die sich zunehmend von Cristina K. entfernen, mehr eigene Leute im Parlament haben. Und dann wird die Zusammenarbeit der Gouverneure mit Macri einfacher. Auch wenn Cristina K. Senatorin wird, für die Mehrheit oder die Minderheit, wird ihr politischer und parlamentarischer Einfluss geringer werden.
Allein, trotz all den Umständen, die die Handlungsfreiheit von Macri bedingen, besteht ein großer Spielraum für einen Fortschritt der Wirtschaftspolitik in der korrekten Richtung, die eine Verringerung des untragbaren Defizits der Staatsfinanzen (von, richtig berechnet, über 7% des BIP), eine Einhaltung einer Jahresinflation von etwa 20% und ein BIP-Wachstum von 3% jährlich und eine bedeutende Verringerung der Arbeitslosigkeit möglich macht. Dabei müssen Fehlentscheidungen so weit wie möglich vermieden werden, und auch der Weg gefunden werden, um konfliktive Reformen politisch so zu kleiden, dass sie durchkommen. Die vielen Entscheidungen, die die Regierung täglich trifft, hängen nicht vom Parlament ab, wobei mit vielen kleinen Schritten schließlich viel erreicht wird. Man steigt eine Treppe Stufe um Stufe empor, und nicht mit einem Sprung nach ganz oben.
Wirtschaftsübersicht
Der Personentransport in Groß Buenos Aires
In der Stadt Buenos Aires und ihrer städtischen Umgebung, also das Gebiet, das als Groß Buenos Aires bezeichnet wird und über 12 Mio. Einwohner hat, stellt der öffentliche Personenverkehr ein gigantisches Problem dar. Millionen Menschen reisen täglich von fernen Bezirken in das Stadtzentrum, mit Reisezeiten von weit über einer Stunde, gelegentlich bis zu zwei Stunden. Abgesehen vom enormen Zeitverlust, der meistens auf Kosten der Freizeit und der Schlafzeit geht, was bedenklich ist und die Lebensqualität spürbar mindert, belastet dies auch das Einkommen dieser Menschen, was die Regierungen dazu führt, diesen Verkehr stark zu subventionieren. Wenn die Tarife beim städtischen Personenverkehr kostendeckend wären, dann wären sie besonders für diejenigen, die lange Strecken hinterlegen, die fast alle zu den ärmeren Bevölkerungsschichten gehören, einfach untragbar. Ohne die direkten Subventionen bei Vorortseisenbahnen und U-Bahnen, und der Subvention des Dieselöls für Omnibusse, müssten viele Menschen dann im besten Fall doppelt so viel für ihre tägliche Fahrt zum Arbeitsplatz aufwenden, und diejenigen, die von weit her kommen, mindestens das Vierfache.
Abgesehen davon ist der Verkehr in die Stadt und von dort in die Umgebung in den kritischen Tageszeiten verstopft. Die Straßen sind voll mit Automobilen und die öffentlichen Verkehrsmittel sind überfüllt. Um den Verkehr zu erleichtern, muss intensiv an der Verlagerung von der Straße auf die Eisenbahn und U-Bahn gearbeitet werden. Die Erneuerung der Vorortseisenbahnen, die Florencio Randazzo als Innen- und Verkehrsminister eingeleitet hat, auf die er jetzt mit berechtigtem Stolz hinweist, sind ein Vorstoß in diesem Sinn. Es müsste erreicht werden, dass sämtliche Bahnkreuzungen durch Unterführungen ersetzt werden, wie sie die Stadtregierung von Buenos Aires schon mit Mauricio Macri als Regierungschef, und jetzt mit Horacio Rodriguez Larreta, vollzogen hat. Dann können die Züge alle drei Minuten fahren, wie bei der U-Bahn, und würden mehr Passagiere anziehen, auch solche, die jetzt mit dem Auto fahren. Für diese sollte (wie es in der ersten Periode der Menem-Konzessionen geschah) eine erste Klasse eingeführt werden, mit gesicherten Sitzplätzen, bei der die Passagen viel teurer sein könnten. Selbstverständlich würden dann viel mehr Waggons benötigt.
Was die U-Bahn betrifft, so wird sie langsam erweitert, weil dies sehr teuer ist. Die Stadtregierung von Buenos Aires hat schon unter der Leitung von Macri den Metrobus eingeführt, der eine wirklich erfolgreiche Initiative war und die Fahrzeiten stark verkürzte, gelegentlich sogar halbierte. Ein Kilometer U-Bahn kostet bis zu u$s 100 Mio. Eventuell kann der Betrag mit modernen Ausgrabungsmaschinen und effizienter Durchführung auf bis zu u$s 50 Mio. gesenkt werden. Beim Metrobus sind es hingegen nur u$s 5 Mio. pro km, was den Fall finanziell einfacher macht.
Gleichzeitig mit diesen Maßnahmen u.a. in dieser Richtung, müsste versucht werden, dass nicht die Menschen zum Arbeitsplatz wandern, sondern dieser in ihrer Nähe besteht. Viele Unternehmen sind schon in Vororte umgezogen, wie man es an der Nordausfahrt (“acceso Norte” oder “Panamericana”) beobachten kann. Dies geschieht auf natürliche Weise, weil der Quadratmeter im Stadtzentrum sehr teuer ist und das mehrfache des Preises in den Vororten aufweist. Aber es sollte außerdem gefördert werden. Steuererleichterungen? Direkte Subventionen? Irgendetwas sollten sich die zuständigen Regierungsbeamten schon überlegen.
In diesem Sinn spielt auch die Fernarbeit eine wichtige Rolle. Nachdem das Telefonsystem gegenwärtig gut funktioniert und die Computertechnologie mit Internet die Entfernungen abgeschafft hat, können heute viele Tätigkeiten zu Hause oder auf alle Fälle fern vom Büro im Stadtzentrum verrichtet werden. Bei Anwälten, Buchprüfern u.a. freien Berufen wird dies immer häufiger, zumindest für einige Tage in der Woche. Doch auch Arbeitnehmer im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten in vielen Fällen zu Hause. Das Unternehmen spart dabei Platz, Strom u.a. Kosten, und der Arbeitnehmer spart die Fahrkosten und die Fahrzeit zum Arbeitsplatz, und auch Bekleidung. Frauen können sich dabei gleichzeitig um den Haushalt und ihre Kindern kümmern, was ein großer Vorteil ist. Das Problem bei Fernarbeit besteht darin, dass diese nicht zeitlich definiert werden kann (also 8 Stunden pro Tag oder was es sei), sondern nach konkreten Leistungen. Und das ist nicht immer einfach und setzt auch Gutwilligkeit beim Arbeitnehmer voraus. Es fehlt hier eine gesetzliche Rahmenordnung, die für beide Parteien Rechtsicherheit schafft und Konflikte vermeidet. Die Regierung sollte sich beeilen, ein Gesetz in diesem Sinn auszuarbeiten, wie es in Brasilien schon geschehen ist. Mit mehr Fernarbeit wird der städtische Verkehr entlastet und in vielen Fällen das Problem der langen Reisezeiten zum Arbeitsplatz gelöst.
Zurück zum Verkehrsproblem. Die Untergrundbahn der Stadt Buenos Aires funktioniert recht gut. Sie deckt 54 km, die sich auf sechs Linien verteilen. In Santiago de Chile sind es über 100 km, und in Sao Paulo 330. Nicht zu reden von Paris, London und New York. Es muss also noch viel getan werden, aber die Finanzen der Stadt setzen der Expansion eine Grenze. Die U-Bahn wurde 1993 in Konzession an ein Privatunternehmen vergeben, das eine gute Leistung vollbracht hat und den Dienst verbessert hat. Die ursprüngliche Konzession wurde Anfang 2002 faktisch aufgehoben, und seither hängt der Betreiber von willkürlichen Entscheidungen der Stadtregierung ab. Beim System der Menem-Regierung war der Konzessionär auch für Investitionen verantwortlich. Der Betreiber Metrovías (die dem Bauunternehmer Aldo Roggio gehört) konnte somit u.a. gebrauchte Waggons in Japan kaufen (die entsprechend billiger als neue waren), die heute noch bei der D-Linie eingesetzt werden und in Ordnung sind. Beiläufig sei bemerkt, dass der Staat beim Kauf von gebrauchten Eisenbahnwaggons in Spanien, für die der damalige Transportsekretär Ricardo Jaime und auch sein Minister Julio de Vido verantwortlich zeichnen, Schrott gekauft hat und dabei noch ein krummes Geschäft gemacht hat. Hier kommt der Unterschied zwischen privater und staatlicher Verwaltung deutlich zum Ausdruck.
Die Konzession läuft im Dezember 2017, nach 23 Jahren, ab. Die Stadtregierung will eine neue Ausschreibung durchführen, bei der der gegenwärtige Betreiber Metrovías auf alle Fälle einen Vorteil hätte, weil er den Fall genau kennt und die Verwaltungsstruktur schon besitzt. Es ist auch nichts dagegen einzuwenden, dass Roggio die U-Bahn weiter betreibt. Die Politiker der “Front für den Sieg” u.a. aus dem linken Lager wollen eine volle Rückverstaatlichung, was verhängnisvoll wäre. Denn der Staat ist prinzipiell ein schlechter Verwalter von Unternehmen, weil er starr, bürokratisch und ohne unternehmerische Dynamik vorgeht, und dies nicht überwinden kann. Das haben Kirchneristen und Kommunisten bis heute nicht verstanden.
Doch vor der Ausschreibung müsste eine neue Rahmenordnung geschaffen werden, bei der der Staat für Investitionen aufkommt, sie aber mit dem Konzessionär vereinbart. Der Betreiber muss eine Bruttoeinkommen erhalten, dass ihn die Deckung der Betriebskosten einschließlich Instandhaltung sichert und ihm einen Gewinn erlaubt, der jedoch irgendwie mit seiner Effizienz verbunden sein sollte. Die Einnahmen stammen aus den Tarifen, der Werbung und Subventionen, und werden somit grundsätzlich vom Staat bestimmt.
Bei Beginn der Konzession im Jahr 1993 beförderte die U-Bahn 145 Mio. Passagiere pro Jahr. 2016 waren es 304 Mio., fast 110% mehr. Gewiss wurden in dieser Periode weitere Strecken eingeweiht (wie die Verlängerung der Linien B und D, und die H-Linie unter der Pueyrredón), aber die Zunahme bezieht sich vornehmlich auf die schon 1993 bestehenden Strecken. Nachdem die Frist zwischen den Zügen nicht unter 3 Minuten verringert werden kann, besteht die naheliegende Lösung in einer Verlängerung der Züge, auch wenn dann die Passagiere aus einigen Waggons bei den Stationen nicht aussteigen können. Es müsste dann eben bestimmt werden, dass dies in den ersten Stationen bei den ersten und in den nächsten bei den letzten der Fall ist, damit die Passagiere wissen, wo sie einsteigen müssen.
Bei den Passagiereisenbahnen von Groß Buenos Aires, die von der Nationalregierung abhängen, sollte das gleiche System eingeführt werden, wie wir es für die U-Bahn empfehlen. Denn im Grunde besteht kein Unterschied. Doch hier hat die Kirchner-Regierung eine große Unordnung geschaffen, indem sie bestehende Konzessionen außer Kraft gesetzt hat. In einigen Fällen gibt es noch private Betreiber, doch grundsätzlich war es eine Rückverstaatlichung, die u.a mit dem schweren Unfall am Once-Bahnhof begründet wurde. Doch die Verantwortung dafür lag beim Staat, der dem Konzessionär nicht die Mittel für eine angemessene Instandhaltung gegeben hat. Es muss eben eine Rahmenordnung geben, die u.a. die Verantworung des Betreibers und des Staates genau bestimmt. Auch hier muss die Macri-Regierung die prinzipiell feindliche Haltung der Kirchners gegenüber Privatunternehmen überwinden. Sie wäre schlecht beraten, wenn sie auf dem Transportgebiet die Kirchner-Ideologie übernimmt.